
OB SALOMON

Liebe Freiburgerinnen
und Freiburger,
vor wenigen Tagen hat die Frist be-
gonnen, in der Einwendungen ge-
gen die Planung zum 3. und 4. Gleis
der Rheintalbahn im Abschnitt 8.1
nördlich von Freiburg vorgebracht

werden können.
Weil dieser Teil
des Planfeststel-
lungsverfahrens
auch das Stadt-
gebietes berührt,
werden wir un-
sere Bedenken

vorbringen – vor allem dagegen,
dass die Bahn nicht mehr als das
gesetzliche Mindestmaß beim Lärm-
schutz zugestehen will. 
Wir wollen und werden uns nicht mit
Mindestmaß zufrieden geben. Wir
wollen eine Planung mit der Bürger-
schaft und nicht gegen die Interes-
sen der Menschen, und wir wollen
ein Lärmschutzkonzept, das diesel-
ben Grenzwerte wie für Straßen ein-
hält. Freiburg unterstützt damit auch
den Protest der Städte und Gemein-
den in der Region.
Deshalb brauchen wir eine politische
Entscheidung für wirksame Verbes-
serungen in der ganzen Region, jetzt
in Vörstetten oder Teningen im Ab-
schnitt 8.1 genau so wie in den Frei-
burger Stadtteilen Hochdorf, Land-
wasser, Lehen, Rieselfeld, Tiengen
und Munzingen, wenn im zweiten
Halbjahr der Abschnitt 8.2 in die Of-
fenlage kommen wird. Die Planun-
gen gehen uns alle an. Die neuen
Gleise entlang der Autobahn bedeu-
ten eine große Entlastung der Kern-
stadt, aber sie bringen mehr Lärm in
die westlichen Stadtteile und Nach-
bargemeinden. Unsere Forderungen
bekommen Gewicht, wenn möglichst
viele Menschen sie mit einem mas-
senweisen Protest unterstützen. 
Die Stadt hat sich deshalb zu ei-
nem ungewöhnlichen Weg ent-
schieden. In dieser AMTSBLATT-
Ausgabe ist eine vorformulierte Mu-
stereinwendung veröffentlicht, die le-
diglich mit Namen und Anschrift aus-
gefüllt, unterschrieben und an die
Stadtverwaltung geschickt werden
muss. Damit findet jede Einwendung
Berücksichtigung im weiteren Ver-
fahren. Freiburg will ein politisches
Signal sowie ein Zeichen der Solida-
rität mit den Menschen in den Nach-
bargemeinden und mit den Bürger-
initiativen setzen. 
Ich bitte Sie herzlich: Unterstüt-
zen Sie den Protest in unseren
Nachbargemeinden – jetzt und im
Herbst, wenn es um den Lärm-
schutz im Freiburger Stadtgebiet
geht. Nur mit einer gemeinsamen
Stimme in der Region sind wir
stark. 

Dieter Salomon 
Oberbürgermeister

Zweimal in diesem Jahr können die Freiburgerinnen und Freiburger ihre Meinung zu den Plänen für das 3. 
und 4. Gleis der Rheintalbahn einbringen: Vom 23. Mai bis 6. Mai in der Offenlage für den Streckenabschnitt

zwischen Riegel und Freiburg, und voraussichtlich im Herbst 2009 für den Abschnitt ab Hochdorf bis südlich von
Freiburg. Seit Jahren drängen die Städte und Gemeinden zusammen mit Bürgerinitiativen auf eine Ausbaupla-
nung, die mehr Rücksicht auf Mensch und Umwelt nimmt, als die Pläne der Bahn bisher vorsehen. Das gilt vor
allem für die Lärmemissionen. Freiburg und die Nachbargemeinden appellieren an die Bürgerinnen und Bürger,
mit massenweisen Einwendungen dem Protest Stimme und Gewicht zu geben. Das AMTSBLATT informiert auf
diesen zwei Seiten über die Rheintalbahn und hat eine Einwendung vorbereitet. 
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Die Trasse der DB-Neubaustrecke (rot) zweigt auf Höhe Riegel von der alten Rheintalstrecke ab und verläuft auf der Ostseite der BAB 5, bis sie hinter Munzingen wieder zur alten
Trasse zurückschwenkt. Damit müssen die Güterzüge künftig nicht mehr über Emmendingen, Denzlingen und durch Freiburg fahren. Bei den Planfeststellungsabschnitten 8.1 und
8.2 ist die Stadt Freiburg betroffen. (Grafik:  DB Projektbau GmbH)

Stadt und Region fordern besseren
Lärmschutz für 3. und 4. Gleis
Beim Planfeststellungsverfahren kann jeder Betroffene Einwendungen erheben

In einem Punkt sind sich die Städte
und Gemeinden entlang der

Rheintalbahn mit der Bahn und dem
Bund einig: Das 3. und 4. Gleis ist
unverzichtbar, um den Güterfern-
verkehr auf der Schiene zu bündeln.
Deshalb sprechen alle Gemeinden
in einer gemeinsamen Stellung-
nahme an das Regierungspräsi-
dium von „einer der wichtigsten Ver-
kehrsinfrastruktur-Investitionen für
den gesamten Oberrheinraum“. 

Für die Stadt und die Nachbarland-
kreise kommt ein weiterer wichtiger
Grund hinzu: Die zweite Ausbaustufe
der Breisgau-S-Bahn funktioniert nur,
wenn die S-Bahn auch auf der „alten“
Rheintalbahn fahren kann. Dort ist nur
dann Platz für die zusätzlichen S-Bah-
nen, wenn die Güterzüge über die neue
Strecke geführt werden. Auch die Lini-
enführung entlang der Autobahn ist un-
strittig und wird – von wenigen Korrek-
turwünschen abgesehen – von der
Stadt und den Gemeinden grundsätzlich
akzeptiert, weil das 3. und 4. Gleis in
deutlich geringerem Abstand von durch-
schnittlich 16 bis 18 Metern zur Auto-
bahn gebaut werden soll als vor Jahren
noch vorgesehen (45 Meter). Damit wird
die Landschaft weniger stark beein-
trächtigt als befürchtet. 

Worum geht es also im aktuellen An-
hörungsverfahren? Es geht vor allem
um die Lärmemissionen. Noch weiß
niemand zuverlässig, wie viele Güter-
züge demnächst auf dem 3. und 4. Gleis
rollen werden. Nach den Prognosen der
DB wird alle drei Minuten ein Zug fahren,
statt wie früher auf der alten Strecke im

Durchschnitt alle 10 bis 20 Minuten. Das
bedeutet nicht nur häufiger, sondern
auch mehr Lärm, weil Güterzüge in der
Regel lauter (und länger) sind als ICEs
oder Intercitys. 

Deshalb kämpfen die Kommunen zu-
sammen mit den Bürgerinitiativen seit
Jahren für ein Lärmschutzkonzept, das
die Anlieger bestmöglich schützt und
über die gesetzlichen Anforderungen
hinausgeht. Das bedeutet: längere und
höhere Lärmschutzwände entlang der
Ortschaften und ein Aussetzen des so
genannten „Schienenbonus“. Denn
wenn der gesetzlich zulässige „Schie-
nenbonus“ zugrunde gelegt wird, darf
der Lärm einer Bahntrasse um 5 Dezibel
höher sein als die Lärmemissionen ei-
ner Straße oder Autobahn. In der Praxis
bedeutet dies: Ohne Schienenbonus
wären tagsüber 59 Dezibel und nachts 

Land, Kommunen und 
Bürgerinitiativen einig

49 Dezibel einzuhalten (was einem
durchschnittlichen Straßenlärm ent-
spricht); bleibt der Schienenbonus in
Kraft, wären es jeweils 5 Dezibel mehr.

Die Städte und Gemeinden berufen
sich dabei auf wissenschaftliche Stu-
dien, nach denen Bahnlärm als ge-
nauso belästigend und auf Dauer ge-
sundheitsgefährdend empfunden wird
wie andere Lärmquellen. Deshalb gebe
es keinen sachlichen Grund mehr für
den Schienenbonus, sondern die Bahn
müsse dieselben Grenzwerte akzeptie-
ren wie jeder andere Verkehrsträger
auch. 

Bestätigt sehen sich die Kommunen

durch ein Ingenieurgutachten, das etli-
che Verbesserungen beim Lärmschutz
und Korrekturen an der Trassenführung
vorgeschlagen hat. Die Vorschläge sind
2008 von der Bahn rundweg abgelehnt
worden, weil sie über die gesetzlichen
Mindestforderungen beim Lärmschutz
hinausgingen. Stattdessen beruft sich
die Bahn auf die Technik des „beson-
ders überwachten Gleises“: Regelmäßi-
ges Schleifen der Schienen soll die
Rumpelgeräusche von Güterwaggons
mindern, was rechnerisch den Lärm um
weitere 3 Dezibel reduzieren soll, womit
wiederum bei Lärmschutzwällen und -
wänden gespart werden kann. Dem hal-
ten die Kommunen entgegen: 5 Dezibel
Schienenbonus und 3 Dezibel „beson-
ders überwachtes Gleis“ zusammen
werden als eine Verdoppelung des
Schienenlärms wahrgenommen.

Der Protest der Stadt Freiburg mit
den Gemeinden Teningen, Reute, Vör-
stetten, March und Umkirch richtet sich

deshalb an das Regierungspräsidium
und damit an die Politik. Nur mit einer
politischen Entscheidung ist noch eine
Ausbauplanung möglich, die Rücksicht
auf Mensch und Natur nimmt, einen
bestmöglichen Lärmschutz für die Bür-
gerinnen und Bürger garantiert und da-
mit auch Akzeptanz für die neue Rhein-
talbahn schafft. 

Beim Land finden die Forderungen
aus den Rathäusern und den Bürgeri-
nitiativen MUT und „Igel“ längst offene
Ohren. Anfang Februar sagte Landesin-
nenminister Heribert Rech bei einem
„kleinen Bahngipfel“ mit allen Bürger-
meistern zu, dass sich die Landesregie-
rung die Positionen zu eigen mache und
gegenüber dem Bund vertreten werde.
Das soll auf einem „großen Bahngipfel“
geschehen, zu dem Ministerpräsident
Oettinger und Innenminister Rech im er-
sten Halbjahr 2009 Bahnchef Mehdorn
und Bundesverkehrsminister Tiefensee
einladen werden. 

Neben der Autobahn, wie hier bei Lehen, wird die Güterbahnstrecke
einen 30 bis 50 Meter breiten Geländestreifen beanspruchen.

(Fotos: R. Buhl)
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An den Plänen zum Ausbau der
Rheintalbahn durch ein 3. und

4. Gleis zwischen Karlsruhe und Ba-
sel arbeitet die Bahn seit rund 15
Jahren. Der Raumordnungsbe-
schluss mit der Güterbahntrasse
parallel zur Autobahn datiert bereits
von 1994. Konkret am Streckenver-
lauf arbeiten die Planer der „DB Pro-
jektBau AG“ im Auftrag der „DB-
Netz“ seit 2002 – mit einer rund ein-
jährigen Unterbrechung 2004, als
die Finanzen knapp wurden. 

Das heißt: Bislang hatte die Bahn das
Sagen. Sie hat allerdings nicht im „stillen
Kämmerlein“ gearbeitet, sondern konti-
nuierlich die Kommunen informiert und
sich über Details abgestimmt. Eigens
dazu hat die Stadt Freiburg eine Arbeits-
gruppe unter Leitung des Garten- und
Tiefbauamts eingerichtet. Auch wenn
die Bahnplaner und die Kommunen sich
in vielen Details einigen konnten: Der
essenzielle Streitpunkt war und ist bis
heute der Lärmschutz. 

Nun kommt die Bahnplanung in eine
neue Phase: Die Ergebnisse der DB
ProjektBau (die ihrerseits auch externe
Büros eingeschaltet hat) werden vom
Regierungspräsidium als „Anhörungs-
behörde“ per Offenlage öffentlich ge-
macht und den von der Trassenführung
betroffenen Kommunen, Trägern öffent-
licher Belange und „im öffentlichen Auf-
trag tätigen Unternehmen“ (z. B. Ver-
und Entsorgungsunternehmen, Post,

Telekom usw.) zur Verfügung gestellt. 
Allein für den 11,4 Kilometer langen

Abschnitt zwischen Riegel und March,
der auch Freiburg auf einer Minifläche
tangiert, sind dies 14 dicke Ordner mit
Plänen und Erläuterungsberichten, die
in den Rathäusern öffentlich ausliegen.
Dazu können die Städte und Gemein-
den sowie Träger öffentlicher Belange
Stellungnahmen einbringen. Das Recht 

Jeder hat das Recht 
auf Einwendungen 

auf Einwendungen steht genauso je-
dem Bürger und jeder Bürgerin zu, de-
ren Gemeinde von der Trassenführung
berührt sind – unabhängig davon, wie
weit entfernt von der Bahnlinie sie zu
Hause sind. Eine Einwendung ist bereits
dann möglich und muss im weiteren
Verfahren auch berücksichtigt werden,
wenn man durch die Bahnplanung ein
Rechtsgut als bedroht oder gefährdet
ansieht: die eigene Gesundheit, den Be-
stand von Tieren und Pflanzen, ein Ei-
gentumsrecht oder die Nutzung eines
Grundstücks. Die Offenlagefrist von vier
Wochen ist wegen der Osterfeiertage
bis zum 6. Mai verlängert worden und
Einwendungen können bis zum 20. Mai
abgegeben werden. 

Wie geht es danach weiter? Einwen-
dungen und Stellungnahmen werden in
einem Erörterungstermin des Regie-
rungspräsidiums ausführlich diskutiert.
In den Streckenabschnitten der Ortenau

und im Markgräflerland, in denen diese
Verfahren bereits gelaufen sind, waren
es jeweils mehrtägige Veranstaltungen
mit mehreren hundert Teilnehmern. Das
Regierungspräsidium fasst danach die
Ergebnisse in einer „abschließenden
Stellungnahme“ zusammen. Sie ist wie-
derum Grundlage für die letzte und

wichtigste Entscheidung, die nicht vom
Regierungspräsidium, sondern vom Ei-
senbahnbundesamt zu fällen ist: der
Planfeststellungsbeschluss, vergleich-
bar einer Baugenehmigung. Darin wer-
den alle Details der Strecke verbindlich
festgeschrieben. 

Die DB hat die Strecke in mehrere

Planfeststellungsabschnitte aufgeteilt,
die jeweils in eigenen Verfahren ent-
schieden werden. Jetzt steht der Ab-
schnitt 8.1 an; voraussichtlich im Herbst
2009 ist Freiburg im Abschnitt 8.2 an der
Reihe, in dessen Offenlage die Bürger-
schaft erneut das Recht auf Einwen-
dungen hat. 
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Regierungspräsidium Freiburg
Referat 24
Kaiser-Joseph-Straße 167
79098 Freiburg im Breisgau

Aus- bzw. Neubaustrecke (ABS/NBS) Karlsruhe-Basel; 
Einwendungen zum Planfeststellungsabschnitt (PFA) 8.1, Riegel - March

Sehr geehrte Damen und Herren,

gerne nutze ich den Erholungsraum des Freiburger Westens und der nördlichen
Nachbargemeinden. Die naturbelassenen Wälder des Mooswaldes und der Teninger
Allmende laden zum Wandern, Dauerlaufen oder Fahrradfahren ein, die Badeseen
wie z.B. Tunisee, Silbersee oder die Teninger Badeseen wie Rohrlache und die
Niederwaldseen sind vor allem im Sommer beliebte Ausflugsziele. 

Es wäre verheerend für diese Erholungsregion, wenn ihr Charakter durch den 
4-spurigen Ausbau der Rheintalbahn zerstört würde. Die Inanspruchnahme von
Waldflächen ist auf ein Minimum zu reduzieren. Insbesondere darf der Krach von
Güterzügen im Drei-Minutentakt die Naherholung nicht stören: 

Ich fordere deshalb für das Jahrhundertprojekt der Rheintalbahn einen den Wohn-
und Freizeitbedürfnissen der Bewohner und Besucher angemessenen Lärmschutz, der
weiterhin die Qualität des Erholungsraums sichert und eine weitere Verlärmung
unterbindet. Bei der Lärmberechnung werden der überholte Schienenbonus und ein
fragwürdiges Schienenschleifen („besonders überwachtes Gleis“) berücksichtigt
und die Maximalpegel des Güterschienenlärms ignoriert. Die Lärmberechnung ist
daher insgesamt fragwürdig, die vorgesehenen Lärmschutzwände unzureichend. 

Während der Bauphase sind mehrjährige Belastungen aufgrund von Tag- und
Nachtarbeiten, Signalhupen, Maschinenlärm, Staub, Erschütterungen und Baustel-
lenverkehr zu erwarten. Hinzu kommen Straßensperrungen, Abriss und Neubau von
Verbindungsbrücken und weiträumige Umleitungen. Das bedeutet eine erschwerte
und eingeschränkte Erreichbarkeit von Arbeitsplätzen, Kindergärten und Schulen. 

Aus den vorstehenden Gründen lehne ich das Vorhaben in dieser Form ab und for-
dere erhebliche Verbesserungen zur Minderung der vorgenannten Nachteile durch
Umplanung bzw. entsprechende Nebenbestimmungen. 

Unterschriften:

______________________________________________________________________________
Vor- und Nachname              Anschrift                            Unterschrift 

______________________________________________________________________________
Vor- und Nachname              Anschrift                            Unterschrift 

______________________________________________________________________________
Vor- und Nachname              Anschrift                            Unterschrift 

______________________________________________________________________________
Vor- und Nachname              Anschrift                            Unterschrift 

______________________________________________________________________________
Vor- und Nachname              Anschrift                            Unterschrift

✃

Regelmäßige  Schienenpflege und Schutzwände können den Güterbahnlärm auf ein verträgliches Maß
verringern. (Foto: Claaslietz/pixelio)

Beteiligen Sie sich an der Sammeleinwendung und fordern Sie besseren Lärmschutz beim Ausbau der Rhein-
talstrecke. Senden Sie bitte bis zum 18. Mai die unten stehende Einwendung ausgefüllt und unterschrieben an
das Garten- und Tiefbauamt, Fehrenbachallee 12, 79106 Freiburg. Weitere Unterschriftenlisten liegen auch in den
Rathäusern und Ortschaften aus.

Das Genehmigungsverfahren für den
Ausbau der Rheintalstrecke beginnt
Stadt unterstützt Einsprüche der Bürgerschaft für besseren Lärmschutz 

Im Oktober 1991 erschienen im
AMTSBLATT zwei Themenseiten

unter dem Titel „Signale für die Bahn
stehen auf Grün“. Damit wurden
zum ersten Mal öffentlich die Pla-
nungen der Bahn vorgestellt, die
zweigleisige Bahnlinie Karlsruhe–
Basel um zwei weitere Gleise zu er-
weitern.

Den Anstoß dazu hatte der schwei-
zerische Volksentscheid vom Septem-
ber 1991 über die „Neue Eisenbahn-Al-
pentransversale“ (NEAT) in Form eines
über 50 Kilometer langen Tunnels durch

den Gotthard gegeben. Damit soll der
Schwerlast-Transitverkehr durch die
Schweiz weitgehend auf die Schiene
verlagert werden. Weil dies zwangsläu-
fig auch zu mehr Güterzügen auf der
Rheintalbahn führen würde, schrieben
Bund und Bahn einen durchgängig vier-
gleisigen Ausbau der Rheintalbahn im
Bundesverkehrswegeplan fest. 

Zum ersten Mal tauchte damals in
den Plänen der Bahn auch eine Variante
auf, die beiden neuen Gleise nicht ne-
ben der bestehenden Linie durch die
Stadt und über den Hauptbahnhof zu
führen, sondern statt dessen parallel ne-
ben die Autobahn zu legen. Diese Um-
fahrungstrasse war vor allem von der
Stadt Freiburg favorisiert worden; sie
setzte sich in den weiteren Verfahren
durch und ist heute Basis der Bahnpla-
nungen. 

Von dem damals veröffentlichten
Zeitplan eines Baubeginns 1996 und ei-
ner Inbetriebnahme 2001 ist das Projekt
Rheintalbahn indes weit entfernt. Immer
wieder gerieten die Planungsverfahren
ins Stocken und wurden gar aufgrund
der knappen Haushaltslage für längere
Zeit komplett auf Eis gelegt, während der
Staatsbetrieb Bundesbahn zu einer Akti-
engesellschaft (noch) im Bundesbesitz
umgebaut wurde. Da auch der Tunnel-
bau in der Schweiz sich erheblich verzö-
gert hat, gehen Bahn und Bund heute
von einer Fertigstellung im Jahr 2020
aus – dann sollen die Güterzüge auf den
neuen Gleisen rollen. 

Tatsächlich gebaut wird heute bereits
im Markgräflerland an einem Tunnel
durch den Isteiner Klotz nahe der
deutsch-schweizerischen Grenze. In
den übrigen Abschnitten finden zeitlich
gestaffelt die „Offenlagen“ statt, öffentli-
che Anhörungsverfahren, in denen Stel-
lungnahmen und Einwendungen einge-
bracht werden können. 

WEITERE INFOS
Informationsveranstaltungen der

Gemeinden mit Alternativplanungen
über den Abschnitt 8.1 der Rheintal-
bahn finden zu folgenden Terminen
statt: 

Montag, 30. März, 19.30 Uhr, Nim-
berghalle in Teningen-Nimburg (mit
der Gemeinde Teningen) 
Montag, 30. März, 19.30 Uhr, Eich-
mattenhalle in Reute (mit den Ge-
meinden Reute und Vörstetten)
Dienstag, 31. März, 19.30 Uhr, Ge-
meindehalle in March-Holzhausen
(mit den Gemeinden March und Hoch-
dorf)

Ab sofort sind Auszüge aus den
Planunterlagen und weitere Informa-
tionen zum Planfeststellungsverfah-
ren im Internet unter www.rp-frei-
burg.de und auf der Homepage der
Stadt Freiburg www.freiburg.de ab-
rufbar. 

Im Herbst 2009 sind weitere Infor-
mationsveranstaltungen zum Offenla-
geverfahren im Streckenabschnitt 8.2
(Freiburger Stadtgebiet) vorgesehen. 

Der neue Gotthardtunnel
gab den Anstoß
Planung mit Hindernissen seit 1991

ERHEBEN SIE EINSPRUCH!


